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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Fördervoraussetzungen 
im Arbeitsförderungsgesetz und in anderen Gesetzen 

Bericht der Abgeordneten Karl Diller, Dr. Gero Pfennig und Ina Albowitz 

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, den Haushalt 
der Bundesanstalt für Arbeit zu stabilisieren sowie die 
Arbeitslosenversicherung von der Belastung durch 
Frühverrentungsregelung zu befreien. Der Gesetz-
entwurf sieht insbesondere vor, die besonderen Ein-
gliederungsleistungen für Aussiedler durch eine aus 
Bundesmitteln finanzierte bedürftigkeitsabhängige 
Eingliederungshilfe zu ersetzen und im Bereich der 
individuellen Förderung der beruflichen Fortbildung 
und Umschulung ausgabemindernde Maßnahmen zu 
ergreifen. Ferner sollen Förderungshöhe und -dauer 
beim Einarbeitungszuschuß eingeschränkt, die För-
derkonditionen bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
umgestaltet sowie die Fördervoraussetzungen zur 
beruflichen Rehabilitation verschärft werden. Zur 
Entlastung des Haushalts der Bundesanstalt für Arbeit 
von den Ausgaben für Frühverrentungsregelungen 
sieht der Gesetzentwurf vor, die Anspruchsdauer auf 
Arbeitslosengeld bei Sperrzeit wegen Arbeitsaufgabe 

bei älteren Arbeitnehmern zu verkürzen, Abfindun-
gen bei Arbeitsaufgabe ohne wichtigen Grund teil-
weise auf das Arbeitslosengeld anzurechnen sowie 
eine Erstattungspflicht der Arbeitgeber einzuführen. 

Die Beschlußempfehlung des federführenden Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung sieht darüber 
hinaus insbesondere einen Ausgleich für Aufwendun-
gen beim Altersübergangsgeld durch die Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung sowie eine Entla-
stung bei den Ausgaben im Bereich der beruflichen 
Rehabilitation vor. 

Die Änderungen der Förderungsvoraussetzungen 
führen unter Berücksichtigung der Beschlußempfeh-
lung des federführenden Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung im Jahre 1993 zu folgenden finanziel-
len Entlastungen im Haushalt der Bundesanstalt für 
Arbeit: 
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in Mio. DM 

Entlastung der Beitragszahler zur Bun- 
desanstaltfür Arbeit von den Eingliede- 
rungsleistungen für Aussiedler 	 1 725 

Ausgleich der Aufwendungen an Al- 
tersübergangsgeld durch die Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung . 1 600 

Maßnahmen im Bereich der individuel- 
len Förderung der beruflichen Fortbil- 
dung und Umschulung 	  1 500 

Einschränkung der Förderungshöhe/ 
Förderungsdauer beim Einarbeitungs- 
zuschuß 	  550 

Umgestaltung der Förderkonditionen 
bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen . 800 

Verschärfung der Fördervoraussetzun- 
gen bei der Förderung der beruflichen 
Rehabilitation 	  500 

Entlastung von Aufwendungen für die 
berufliche Rehabilitation 	 250 

Streichung des § 40b AFG (Förderung 
des nachträglichen Erwerbs von Haupt- 
schulabschlüssen) 	  25 

Einführen eines Erstattungsanspruchs 
hinsichtlich zu Unrecht gezahlter Kran- 
kenversicherungsbeiträge 	 18 

Einführen einer Ermächtigung zur Ge- 
bührenerhebung für die Erteilung der 
Arbeitserlaubnis für Werkvertragsar- 
beitnehmer 	  17 

Maßnahmen zur Entlastung von den 
Kosten der Arbeitslosenversicherung in 
Fällen sog. Frühverrentungen 	 100 

insgesamt 	  7 085 

Die Modifizierung der Eingliederungsleistungen für 
Aussiedler wird ab dem Jahr 1994 — gleichbleibend 

hohe Aussiedlerzahlen vorausgesetzt — auf über 
3 Mrd. DM ansteigen. Der Verzicht auf die Förderung 
des nachträglichen Erwerbs von Hauptschulabschlüs-
sen führt nach Auslaufen der erforderlichen Über-
gangsregelung zu Ausgabeminderungen bei der Bun-
desanstalt für Arbeit von 50 Mio. DM ab dem Jahre 
1994. Die Entwicklung der Einnahmeverbesserungen 
durch die gesetzlichen Änderungen im Bereich der 
Frühverrentung ist von deren weiterer Wahrnehmung 
abhängig. Den Ausgaben für das arbeitsmarktpoliti-
sche Instrument Arbeitsförderung „Umwelt-Ost" ste-
hen entsprechende Minderausgaben bei Arbeitslo-
sengeld und Arbeitslosenhilfe gegenüber. 

Die öffentlichen Finanzen des Bundes werden durch 
Einführung der Eingliederungshilfe für Aussiedler 
und die Übernahme der Kosten der Sprachförderung 
im Haushaltsjahr 1993 mit 640 Mio. DM belastet. Die 
Mehrausgaben werden im Haushaltsjahr 1994 auf 
knapp 1 Mrd. DM ansteigen. Ferner ist mit Mehrauf-
wendung des Bundes für Arbeitslosenhilfe aufgrund 
der veränderten Förderung der beruflichen Weiterbil-
dung zu rechnen. Minderausgaben des Bundes ent-
stehen durch die Streichung der Arbeitslosenhilfe für 
Aussiedler. 

Die Haushalte der Bundesländer und Gemeinden 
können insbesondere im Hinblick auf die Verände-
rung bei den Eingliederungsleistungen für Aussiedler 
durch höhere Inanspruchnahme der Sozialhilfe bela-
stet werden. 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs 
auf den Haushalt des Bundes sind bei der Beratung 
des Haushaltsentwurfs 1993 zu berücksichtigen. Für 
die Folgejahre ist die Finanzplanung des Bundes 
entsprechend fortzuschreiben. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgelegten 
Beschlußempfehlung. 
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